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Votum 
 
Der Einzelplan 06, Kapitel 06 070 im Zuständigkeitsbereich des Ausschusses wird in unver-
änderter Fassung angenommen. 
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2020 (Haushaltsgesetz 2020) - Drucksache 17/7200 - 
wurde vom Plenum nach 1. Lesung am 18. September 2019 an den Haushalts- und 
Finanzausschuss - federführend - sowie an die zuständigen Fachausschüsse mit der 
Maßgabe überwiesen, dass die Beratung des Personalhaushalts einschließlich aller 
personalrelevanten Ansätze im Haushalts- und Finanzausschuss unter Beteiligung seines 
Unterausschusses Personal erfolgt. Dem Haushaltsentwurf wuchs am 6. November 2019 
mit Drucksache 17/7800 eine Ergänzungsvorlage der Landesregierung zu. 
 
B Beratungen  
 
Der Einzelplan 06, Kapitel 06 070 - Landeszentrale für politische Bildung - im 
Zuständigkeitsbereich des Ausschusses wurde vom Hauptausschuss in dessen Sitzung am 
26. September 2019 erstmalig beraten. Die Vorlage 17/2361 (Erläuterungsband zu 
Einzelplan 06), die Vorlagen 17/2540 und 17/2580 (Beantwortung von Fragen der Fraktion 
der SPD), die Vorlage 17/2581  (Beantwortung von Fragen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) und die Vorlage 17/2693 (Beantwortung von Fragen der Fraktion der AfD) 
flossen in die Beratungen ein. Ein Berichterstattergespräch zu Einzelplan 06 erfolgte nicht. 
 
Die abschließende Beratung und Abstimmung fand in der Sitzung am 19. November 2019 
statt. 
 
 
C Anträge der Fraktionen 
 
Die aus der Anlage ersichtlichen 10 Änderungsanträge der Fraktion der SPD und der 
Fraktion der AfD zu Einzelplan 06, Kapitel 06 070 im Zuständigkeitsbereich des Aus-
schusses wurden im Fachausschuss in der Sitzung am 19. November 2019 abschließend 
beraten.  
 
Zu den Begründungen der Antrag stellenden Fraktion bzw. Fraktionen sowie den 
Abstimmungsergebnissen zu den Anträgen im Einzelnen wird auf die Anlage verwiesen. 
 
Kein Änderungsantrag fand die erforderliche Mehrheit. 
 
 
D Gesamtabstimmung 
 
Bei der Abstimmung über den Einzelplan 06, Kapitel 06 070 im Zuständigkeitsbereich des 
Ausschusses sprach sich der Hauptausschuss mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, 
FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktionen der SPD und der GRÜNEN für dessen 
Annahme aus. 
 
 
 
 
Dr. Marcus Optendrenk 
Vorsitzender 
 
 
 
Anlage 



 
 

 



 
 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2020 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

1 SPD Kapitel 06 010 Ministerium 
Titel 422 01 Bezüge und Nebenleistungen der  Beamtinnen und 

Beamten, Richterinnen  und Richter 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
HH 2020 Ansatz lt. HH 2019 
von 16.007.800 Euro 14.206.700  Euro 
um 60.000 Euro 
auf 16.067.800 Euro 
 
Begründung: 
Vor dem Hintergrund der Erstellung eines Demokratieberichtes und weiterer 
notwendiger zu verwaltenden Mehraufwendungen zur Koordinierung der politischen 
Bildung soll die Stelle der personellen Verstärkung der Landeszentrale für politische 
Bildung dienen. 
 

abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
FDP nein 
GRÜNE Enthaltung 
AfD ja 
  

 
  



 
 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2020 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

2 SPD Kapitel 06 070 Landeszentrale für politische Bildung 
Titel 684 20 Zuschüsse für laufende Zwecke der politischen 

Bildungsarbeit an Träger von anerkannten 
Einrichtungen der politischen Bildung 

 
Erhöhung des Baransatzes 
 
HH 2020 Ansatz lt. HH 2019 
von 2.809.700 Euro 3.134.700 Euro 
um 1.000.000 Euro 
auf 3.809.700 Euro 
 
Begründung: 
Vor dem Hintergrund der anstehenden Kommunalwahlen im Jahr 2020 und der 
erstmaligen Direktwahl des Ruhrparlamentes soll die Erhöhung des Baransatzes 
politischen Bildungsmaßnahmen dienen. 
Des Weiteren soll die aufsuchende Bildungsarbeit unterstützt werden und 
Quartiersarbeit verstärkt werden. 

abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
FDP nein 
GRÜNE ja 
AfD nein 
  

 
  



 
 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2020 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

3 SPD Kapitel 06 070 Landeszentrale für politische Bildung 
Titel 684 21 Sonstige Zuschüsse für Zwecke der politischen 

Bildungsarbeit 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
HH 2020 Ansatz lt. HH 2019 
von 3.553.400 Euro 548.300 Euro 
um 100.000 Euro 
auf 3.653.400 Euro 
 
Begründung: 
Der Landtag hat mit breiter Mehrheit am 14. Mai 2019 die Drucksache 17/6245 
beschlossen. Darin wird die Landesregierung beauftragt, jährlich einen 
Demokratiebericht vorzulegen. Die Erhöhung des Baransatzes soll zur 
Beauftragung von Wissenschaftler*Innen dienen. 
 

abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
FDP nein 
GRÜNE Enthaltung 
AfD Enthaltung 
  

 
  



 
 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2020 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

4 SPD Kapitel 06 070 Landeszentrale für politische Bildung 
Titel 684 22 Beratungsleistungen gegen Rechtsextremismus und 

Rassismus 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
HH 2020 Ansatz lt. HH 2019 
von 3.150.000 Euro 3.150.000 Euro 
um 1.750.000 Euro 
auf 4.900.000 Euro 
 
Begründung: 
Bei dem Titel handelt es sich um kommunale Fördermittel zur Erarbeitung von 
lokalen Handlungskonzepten gegen Rechtsextremismus. Kreise und kreisfreie 
Städte können sich um die Mittel bewerben. Derzeit profitieren aber nur rund 25 von 
den Mitteln. Die Grundförderung soll von 70.000 Euro auf 100.000 Euro pro 
geförderter Kommune steigen sowie auf weitere 10 Kreise und/oder kreisfreie 
Städte ausgeweitet werden. 

abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
FDP nein 
GRÜNE ja 
AfD nein 
  

 
  



 
 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2020 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

5 AfD Kapitel 06 070 Landeszentrale für politische Bildung 
Titel 684 22  Beratungsleistungen gegen Rechtsextremismus und 

Rassismus 
 
Reduzierung des Baransatzes 
 
HH 2020 Ansatz lt. HH 2019 
von 3.150.000 Euro 3.150.000 Euro 
um 3.150.000 Euro 
auf 0 Euro 
 
Begründung: Die Reduzierung trägt dem Gedanken Rechnung, dass die 
Verwendung der Mittel im Kampf gegen Extremismus und verfassungsfeindlichen 
Islamismus / Salafismus ausgewogen und sachgerecht zu erfolgen hat.  
Die Beratungsleistungen gegen Rechtsextremismus und Rassismus werden 
bereits mit dem Titel 686 10 ausreichend berücksichtigt. Es wird davon 
ausgegangen, dass die Gefahren, die vom Rechtsextremismus, Linksextremismus 
und dem Salafismus ausgehen, eine signifikant unterschiedliche Berücksichtigung 
bei der Mittelverwendung gerade nicht indizieren. Bei der Annahme eines 
annähernd gleichgelagerten Gefährdungspotentials und unter weitergehender 
Berücksichtigung der im Titel 686 10 zweckgebundenen Mittel i.H.v. 1.844.600 
Euro ist der Titel 684 22 somit ersatzlos zu streichen. 

 

abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD nein 
FDP nein 
GRÜNE nein 
AfD ja 
  

 
  



 
 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2020 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

6 AfD Kapitel 06 070 Landeszentrale für politische Bildung 
Titel 684 23  Beratungsleistungen gegen verfassungsfeindlichen 

Salafismus 
 
Reduzierung des Baransatzes 
 
HH 2020 Ansatz lt. HH 2019 
von 250.000 Euro 250.000 Euro 
um 250.000 Euro 
auf 0 Euro 
 
Begründung: Die Streichung trägt dem Gedanken Rechnung, dass die 
Verwendung der Mittel im Kampf gegen Extremismus und verfassungsfeindlichen 
Salafismus ausgewogen und sachgerecht zu erfolgen hat. Es wird davon 
ausgegangen, dass die Gefahren, die vom Rechtsextremismus, Linksextremismus 
und dem Salafismus ausgehen, eine signifikant unterschiedliche Berücksichtigung 
bei der Mittelverwendung gerade nicht indizieren. Bei der Annahme eines 
annähernd gleichgelagerten Gefährdungspotentials und unter weitergehender 
Berücksichtigung des Umstandes, dass die Beratungsleistungen im Übrigen auch 
die Gefahren, die vom Islamismus ausgehen, abbilden sollten, erscheint es 
angebracht, ersatzweise einen neuen Titel einzuführen der die 
Beratungsleistungen gegen Islamismus abbildet. 

 

abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD nein 
FDP nein 
GRÜNE nein 
AfD ja 
  

 
  



 
 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2020 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

7 AfD Kapitel 06 070 Landeszentrale für politische Bildung 
Titel 684 24 (neu) Beratungsleistungen gegen Islamismus  
 
Einführung eines neuen Titels 
 
HH 2020 Ansatz lt. HH 2019 
von 0  Euro 0 Euro 
um 1.700.000 Euro 
auf 1.700.000 Euro 
 
Begründung: Die Einführung eines neuen Titels trägt dem Gedanken Rechnung, 
dass die Verwendung der Mittel im Kampf gegen Extremismus ausgewogen und 
sachgerecht zu erfolgen hat. Es wird davon ausgegangen, dass die Gefahren, die 
vom Rechtsextremismus, Linksextremismus und dem Islamismus ausgehen, eine 
signifikant unterschiedliche Berücksichtigung bei der Mittelverwendung gerade 
nicht indizieren. Bei der Annahme eines annähernd gleichgelagerten 
Gefährdungspotentials und unter weitergehender Berücksichtigung des 
Umstandes, dass die Beratungsleistungen im Übrigen auch die Gefahren, die vom 
Islamismus ausgehen, abbilden sollten, erscheint es angebracht, ersatzweise 
einen neuen Titel einzuführen der Beratungsleistungen gegen Islamismus 
abbildet. Im Hinblick auf die Ansätze bei den Titeln gegen Rechtsextremismus und 
Linksextremismus ergibt sich rechnerisch hierfür ein Betrag i.H.v. 1.700.000 Euro.  

 

abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD nein 
FDP nein 
GRÜNE nein 
AfD ja 
  

 
  



 
 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2020 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

8 AfD Kapitel 06 070 Landeszentrale für politische Bildung 
Titel 684 25 (neu) Beratungsleistungen gegen Linksextremismus 
 
Einführung eines neuen Titels 
 
HH 2020 Ansatz lt. HH 2019 
von 0  Euro 0 Euro 
um 1.700.000 Euro 
auf 1.700.000 Euro 
 
Begründung: Die Einführung eines neuen Titels trägt dem Gedanken Rechnung, 
dass die Verwendung der Mittel im Kampf gegen Extremismus und Islamismus 
ausgewogen und sachgerecht zu erfolgen hat. Es wird davon ausgegangen, dass 
die Gefahren, die vom Rechtsextremismus, Linksextremismus und dem 
Islamismus ausgehen, eine signifikant unterschiedliche Berücksichtigung bei der 
Mittelverwendung gerade nicht indizieren. Bei der Annahme eines annähernd 
gleichgelagerten Gefährdungspotentials, erscheint es angebracht, einen neuen 
Titel einzuführen der Beratungsleistungen gegen Linksextremismus i.H.v. 
1.700.000 Euro abbildet. 

 

abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD nein 
FDP nein 
GRÜNE nein 
AfD ja 
  

 
  



 
 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2020 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

9 SPD Kapitel 06 070 Landeszentrale für politische Bildung 
Titelgruppe 80            Förderung von Projekten der Gedenkstättenarbeit und 

Aufarbeitung der deutschen Geschichte, 
Erinnerungskultur 

Titel 684 80 Zuschüsse für laufende Zwecke an soziale und 
ähnliche Einrichtungen 

 
Erhöhung des Baransatzes 
 
HH 2020 Ansatz lt. HH 2019 
von 1.803.200 Euro 1.803.200 Euro 
um 600.000 Euro 
auf 2.403.200 Euro 
 
Begründung: 
Nordrhein-Westfalen verfügt über rund 30 Gedenkstätten/-orte. Die Erhöhung des 
Baransatzes soll einer geringfügigen Aufstockung der gegenwärtigen 
Grundförderung (um 20.000 Euro pro Ort) dienen. Diese Anhebung würde 
erhebliche positive Auswirkungen haben mit denen der Modernisierung der 
Einrichtungen ausgerichtet an ihren Bedarfen vor Ort Rechnung getragen werden 
könnte. 

abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
FDP nein 
GRÜNE ja 
AfD Enthaltung 
  

 
  



 
 

Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 06 
zum Haushaltsgesetz 2020 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

10 SPD Kapitel 06 070 Landeszentrale für politische Bildung 
Titel 686 10 Zuschüsse im Rahmen des Programms „Demokratie 

Leben! Aktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und 
Menschenfeindlichkeit 

 
Erhöhung des Baransatzes 
 
HH 2020 Ansatz lt. HH 2019 
von 1.844.600 Euro 1.499.0000 Euro 
um 2.000.000 Euro 
auf 3.844.600 Euro 
 
Begründung: 
Die Landesregierung soll einen Runden Tisch gegen Rechtsextremismus einrichten 
mit dem Handlungsnotwendigkeiten erarbeitet werden sollen. Zudem sollen die 
Mittel genutzt werden, um die Arbeit von Opfer- und Ausstiegsberatungen sowie 
weiterer Akteure zu finanzieren. Initiativen in Schulen und Bildungseinrichtungen, 
z.B. „Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage“ sollen gestärkt und 
weiterverbreitet werden. 

abgelehnt 
 
CDU nein 
SPD ja 
FDP nein 
GRÜNE Enthaltung 
AfD nein 
  

 
 

 


